
Honorarrecht

5 %-Vermutung passt nicht für 
Architekten und Ingenieure

Der Auftraggeber ist berech-
tigt, Verträge mit den bauaus-
führenden Firmen, aber auch 
mit Architekten und Ingeni-
euren, jederzeit zu kündigen. 
Macht er hiervon Gebrauch, 
ohne dass der Auftragnehmer 
einen von ihm zu vertretenden 
wichtigen Grund für die Kün-
digung gesetzt hat, darf der 
Auftragnehmer die vereinbarte 
Vergütung in voller Höhe ver-
langen. Er muss sich jedoch 
dasjenige anrechnen lassen, 
was er infolge der Kündigung 
des Vertrages an Aufwendun-
gen erspart oder durch an-
derweitige Verwendung seiner 
Arbeitskraft erwirbt oder zu 
erwerben böswillig unterlässt. 
Für ab 01.01.2009 geschlosse-
ne Verträge wird gemäß § 649 
Satz 3 BGB vermutet, dass die 
ersparten Aufwendungen so-
wie der anderweitige Erwerb 
pauschal 95 % der für die nicht 

erbrachten Leistungen verein-
barten Vergütung betragen und 
dem Auftragnehmer somit ein 
Werklohnanspruch hierfür von 
nur noch 5 % der vereinbarten 
Vergütung verbleibt. 

Diese Vermutung passt nicht 
auf den Auftragnehmer von Pla-
nungs- und Bauüberwachungs-
leistungen: Während der Auf-
tragnehmer einer Bauleistung 
bei vorzeitiger Beendigung des 
Vertrages den Aufwand für Ma-
terial- und Maschineneinsatz 
erspart und seine Mitarbeiter 
regelmäßig an anderer Stelle 
einsetzen kann, verkauft der 
Architekt oder Ingenieur als 
Freiberufler in erster Linie seine 
geistige Leistung und die hier-
für benötigte Zeit. Die pauscha-
le Vermutung des § 649 Satz 3 
BGB passt daher nicht für Ar-
chitekten und Ingenieure. Diese 
hatte der Gesetzgeber ausweis-
lich seiner Begründung zur Ge-
setzesänderung auch nicht im 
Blick. 

Entgegen einer weitverbreite-
ten Auffassung führt die Einfüh-
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meinen erforderlich sind (vgl. 
§ 3 Abs. 2 HOAI bzw. § 2 Abs. 
2 HOAI a.F.). Die HOAI erfasse 
somit jedenfalls die Standard-
fälle derjenigen Leistungen der 
Objektplanung für Gebäude, 
die zur ordnungsgemäßen Er-
füllung dieses Auftrags allge-
mein erforderlich sind. Dazu 
gehörten auch Leistungen der 
Brandschutzplanung, jedenfalls 
solche, die „vergleichsweise 
einfach” sind. Denn solche Pla-
nungsleistungen gehörten seit 
jeher zu dem Berufsbild eines 
Architekten. Sie seien ohne 
Weiteres von der in den Grund-
leistungskatalogen genannten 
Berücksichtigung bautechnischer 
und bauphysikalischer Anforde-
rungen umfasst. 

Ob Leistungen, die nicht „ver-
gleichsweise einfach” sind son-
dern vielmehr ein solches Spe-
zialwissen erfordern, das nicht 
mehr in das Leistungsbild der 
Objektplanung oder anderer 
Leistungsbilder der HOAI einge-
ordnet werden kann, zusätzlich 
zu vergüten sind, lässt der BGH 
offen. Der Entscheidung ist je-
doch die klare Tendenz zu ent-
nehmen, solche Leistungen als 
Besondere Leistungen gemäß  
§ 3 Abs. 3 HOAI anzusehen, für 
die ein (zusätzliches) Honorar 
frei vereinbart werden kann. 

Erbringt der Architekt auch 
Leistungen für den Brandschutz 
und sollen diese zusätzlich zum 
Grundleistungshonorar vergü-
tet werden, sollte dies also ver-
traglich vereinbart werden. Da-
bei sind diejenigen Leistungen 
aufzuführen, die für den Brand-
schutz erbracht werden, nach 
Auffassung des Architekten 
vom HOAI-Leistungsbild Ob-
jektplanung für Gebäude aber  

nicht mehr erfasst und somit 
zusätzlich zu vergüten sind. 

Pflicht zur Schlussrechnung

Regelmäßig vereinbaren Ar-
chitekten und Ingenieure mit 
dem Auftraggeber Abschlags-
zahlungen, zumeist auf der 
Grundlage eines Zahlungspla-
nes oder entsprechend dem 
erreichten Leistungsstand. Aus 
dem vorläufigen Charakter der 
vom Auftraggeber geleiste-
ten Abschlagszahlungen folgt 
die vertragliche Verpflichtung 
für den beauftragten Architekt 
oder Ingenieur, die von ihm er-
brachten Leistungen nach deren 
Abschluss in einer endgültigen 
Rechnung, d.h. mittels Schluss-
rechnung, abzurechnen. Dies 
wird nicht selten versäumt, was 
sich auf den Lauf der Verjäh-
rung eines Restvergütungsan-
spruches des Auftragnehmers 
oder auch eines etwaigen Rück-
zahlungsanspruches des Auf-
traggebers wegen Überzahlung 
auswirkt. Erstellt der Architekt 
oder Ingenieur auch nach Auf-
forderung keine Schlussrech-
nung, kann der Auftraggeber 
eine eigene Abrechnung er-
stellen und hierdurch den Lauf 
von Verjährungsfristen auslö-
sen. Hierauf hat jüngst das OLG 
Brandenburg in einer aktuellen 
Entscheidung (4 U 83/08) hin-
gewiesen und klargestellt, dass 
diese Grundsätze auch dann 
gelten, wenn der Vertrag vor-
zeitig beendet wird, z.B. durch 
Kündigung. 

rung von § 649 Satz 3 BGB auch 
nicht zu einer abweichenden 
Beweislastverteilung zugunsten 
des Auftraggebers. Hierauf hat 
der Bundesgerichtshof in einer 
aktuellen Entscheidung (VII ZR 
181/10) hingewiesen. Es genügt 
für den Architekten oder Inge-
nieur bei der Abrechnung eines 
gekündigten Vertrages weiter-
hin, wenn er in nachvollzieh-
barer Weise Angaben zur Höhe 
von ersparten Aufwendungen 
und eines etwaigen anderweiti-
gen Erwerbs macht. Es obliegt 
dann wie bisher dem Auftrag-
geber, eine hiervon abweichen-
de Höhe darzulegen und zu be-
weisen.

Brandschutzplanung als Beson-
dere Leistung?

Ob und in welchem Umfang 
Planungsleistungen für den 
Brandschutz honorarrechtlich 
vom HOAI-Leistungsbild der 
Objektplanung für Gebäude er-
fasst sind oder sich infolge der 
gestiegenen Anforderungen an 
die Planung des Brandschut-
zes ein neues Leistungsbild 
der Brandschutzplanung ent-
wickelt hat (vgl. AHO Schrif-
tenreihe Heft 17 „Leistungsbild 
und Honorierung Leistungen für  
Brandschutz”) ist seit geraumer  
Zeit umstritten. Der Bundes- 
gerichtshof hat in einer aktu- 
ellen Entscheidung (VII ZR 
128/11) einen ersten Pflock zur 
Entscheidung dieser Frage ein-
geschlagen:

Ausgangspunkt seiner Über-
legungen ist, dass mit dem Ho-
norar für Grundleistungen alle 
Leistungen abgegolten sind, die 
zur ordnungsgemäßen Erfül-
lung eines Auftrages im Allge-
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Haftungsrecht

Verjährung von Mangel- und 
Schadenersatzansprüchen ge-
gen Architekten und Ingenieure

Die Verjährungsfrist von 
Mangel- und Schadenersatz-
ansprüchen beginnt auch beim 
Architekten- und Ingenieurver-
trag grundsätzlich erst mit der 
Abnahme der Leistungen. Eine 
ausdrückliche Abnahmeerklä-
rung der Architekten- oder In-
genieurleistungen durch den 
Bauherrn ist selten, sodass aus 
den Umständen Anhaltspunkte 
ermittelt werden müssen, ob 
und zu welchem Zeitpunkt die 
Leistungen als im Wesentlichen 
vertragsgerecht anerkannt wur- 
den. 

Probleme bereiten Verträge 
mit Architekten und Ingenieu-
ren, die „hängen geblieben” 
sind, d.h. nie vollständig er-
füllt wurden. Mangels vollständi-
ger Erfüllung der geschuldeten 
Leistungen kann nicht von einer 
Abnahme durch den Bauherrn 
ausgegangen werden, sodass 
Mangel- und Schadenersatzan-
sprüche des Bauherrn nie ver-
jähren dürften. Dies trifft aller-
dings nicht zu. 

Entscheidend ist bei hängen 
gebliebenen, d.h. nicht erfüll-
ten und nicht aufgehobenen 
Architekten- und Ingenieurver- 
trägen, wann von einer Um-
wandlung des Vertragsverhält-
nisses von einem Erfüllungs- in 
ein Abwicklungsverhältnis aus-
zugehen ist. Im Zeitpunkt der 
Umwandlung beginnt die Ver-
jährungsfrist zu laufen. 

Einen solchen Fall hatte 
jüngst das OLG München (13 U  
4106/11) zu entscheiden. Im 
Jahr 1997 beauftragte ein Bau-
herr einen Architekten mit Um-
bauarbeiten im Umfang der 
Leistungsphasen 1 bis 9 nach  
§ 15 Abs. 2 HOAI a.F. Die Hand-
werkerleistungen wurden im 
Januar 1998 abgenommen. Im 
Jahr 2003 stellte der Eigentü-
mer erstmals Schäden an den 
Bauleistungen fest. Hierüber 
unterrichtete er den Architek-
ten aber erst weitere fünf Jahre 
später und erhob schließlich im 
Jahr 2010 Klage auf Schadener-
satz wegen mangelhafter Pla-
nung. Der Architekt berief sich 
auf Verjährung. 

Dem ist das OLG München ge-
folgt. Zur Begründung verwies 
es darauf, dass spätestens mit 
Ablauf des Jahres 2003 vom 
Architekten keine Leistungen 
aus Leistungsphase 9 hätten 
mehr erbracht werden können, 
spätestens in diesem Zeitpunkt 
also das Vertragsverhältnis 
zwischen Bauherr und Architekt 
nicht mehr erfüllt werden konn-
te. In diesem Zeitpunkt begann 
– auch ohne Abnahme der Ar-
chitektenleistungen – die Ver-
jährungsfrist für Mangel- und 
Schadenersatzansprüche gegen 
den Architekten zu laufen.

Mit hinreichender Sicherheit 
ist der Zeitpunkt der Umwand-
lung des Vertrages von einem 
Erfüllungs- in ein Abwicklungs-
verhältnis nur in seltenen Fällen 
zu bestimmen, sodass beiden 
Vertragsparteien anzuraten ist, 
über den Status des Vertrages 
stets Klarheit zu schaffen und 
insbesondere nach Abschluss 
der Leistungen eine Abnahme 
herbeizuführen. 

Haftung für Lösungsvorschlag 
des Prüfstatikers

Nach einer aktuellen Ent-
scheidung des BGH (VII ZR 
31/11) hat der Tragwerksplaner 
dem Auftraggeber diejenigen 
Kosten im Wege des Schaden-
ersatzes zu erstatten, die durch 
die Übernahme einer vom Prüf-
statiker entwickelten Lösung 
entstanden sind und die sich 
als nicht erforderlich und zu 
aufwändig erwies. Vorausge-
gangen war eine unvollständige 
Berechnung des Tragwerkspla-
ners, die der Prüfstatiker zum 
Anlass nahm, eine eigene Lö-
sung zu entwickeln.

Der Bundesgerichtshof be-
gründete seine Entscheidung 
damit, dass der Tragwerkspla-
ner seine eigene Leistung nicht 
vollständig und mangelfrei er-
bracht habe. Das Unterlassen 
einer vollständigen Berechnung 
sei Ursache dafür gewesen, 
dass der Prüfstatiker überhaupt 
eine eigene Lösung entwickelt 
habe. 

Die Erfahrung zeigt, dass 
Vorschläge des Prüfingenieurs 
häufig unreflektiert übernom-
men werden. Damit verletzt der 
Statiker die sich aus dem Inge-
nieurvertrag mit dem Auftrag-
geber ergebenden Pflichten. Er 
bleibt verantwortlich für seine 
Leistung. Daraus folgt, dass er 
sich auch bei Fehlern nicht mit 
dem Hinweis entlasten kann, 
seine statischen Berechnungen 
seien vom Prüfingenieur akzep-
tiert oder von diesem verändert 
worden. 
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Versicherungsrecht

Kein Versicherungsschutz bei 
bewusst falschem Bauten-
standsbericht

Verträge mit einem Bauträ-
ger knüpfen bei der Fälligkeit 
der Bauraten häufig an eine 
Mitteilung des bauleitenden Ar-
chitekten über den erreichten 
Bautenstand an. Im Vertrau-
en auf die Richtigkeit dieser 
Mitteilung lösen insbesondere  
auswärtige Erwerber und deren 
finanzierenden Banken häufig 
die vermeintlich fälligen Zah-
lungen aus, ohne sich selbst 
vom Baufortschritt zu überzeu-
gen. In einem vom OLG Dres-
den zu entscheidenden Fall 
(14 U 942/10) bescheinigte der 
bauleitende Architekt dem Bau-
träger die Fertigstellung des 
Rohbaus. Tatsächlich war zu 
diesem Zeitpunkt lediglich das 
Bestandsobjekt geräumt und 
ein Außengerüst gestellt wor-
den. Der Bauträger fiel in Insol-
venz und der Architekt wurde 
aufgrund des falschen Bauten-
standsberichts zu Schadener-
satz in sechsstelliger Höhe an 
die Erwerber verurteilt. Er ver-
langte von seinem Haftpflicht-
versicherer für ihn den Schaden 
zu übernehmen. Dieser lehnte 
die Deckung ab. Dem schloss 
sich in letzter Instanz wiede-
rum das OLG Dresden an und 
verwies auf den seit jeher in 
den gesetzlichen und vertragli-
chen Bestimmungen veranker-
ten Grundsatz, dass kein Ver- 
sicherungsschutz besteht, wenn 
der Versicherungsnehmer wie 
hier vorsätzlich oder bewusst  
pflichtwidrig handelt (4 W 734/12).
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Vergaberecht

Keine Zusammenfassung von 
Planungsleistungen im VOF-
Verfahren

Öffentliche Auftraggeber fas-
sen regelmäßig die von ihnen 
benötigten Planungsleistungen 
zu einem Generalplanungsauf-
trag zusammen. Dies ist je-
doch nur im Ausnahmefall zu-
lässig. Nach § 97 Abs. 3 GWB 
sind Leistungen in Fachlosen 
zu vergeben, um mittelständi-
sche Interessen besonders zu 
berücksichtigen. Die gleiche  
Zielrichtung verfolgt § 3 Abs. 4  
VOF, wonach kleinere Büro-
organisationen an der Verga-
be freiberuflicher Leistungen 
angemessen beteiligt werden 
sollen. Hieraus folgt die Pflicht, 
Architekten- und Ingenieurleis-
tungen getrennt nach Losen 
auszuschreiben. 

Wird diese Pflicht zur ge-
trennten Ausschreibung durch 
einen öffentlichen Auftraggeber 
verletzt, kann dies gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt und 
eine losweise Vergabe verlangt 
werden. Geht der Auftragge-
ber hierauf nicht ein oder weist 
er die Forderung zurück, kann 
im zweiten Schritt bei einer 
Vergabe oberhalb der Schwel-
lenwerte die Vergabekammer 
angerufen und eine Aufteilung 
der Ausschreibung erzwungen 
werden. Unterhalb der Schwel-
lenwerte ist dies nicht möglich. 
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